
 

 

Liebe Genossinnen und Ge-
nossen, 
 
Liebe Leserinnen und Leser! 
 
 
Ein halbes Jahr nach der Land-
tagswahl hat die neue Mitte-
Rechts-Regierung aus CDU 
und FDP endgültig bewiesen, 
wes Geistes Kind sie ist: Das 
Sozialticket wollte sie ersatzlos 
abschaffen Ş und hat damit 
lautstarken Protest im ganzen 
Land geerntet. Zurecht, wie ich 
meine Was war passiert? Am 
Rande der Sitzung des Ver-
kehrsausschuss verkündete 
NRW-Minister Wüst plötzlich 
die komplette Abschaffung des 
Sozialtickets seitens der 
schwarz-gelben Landesregie-
rung. Die Landesregierung 
wollte finanzielle Mittel dafür 
nicht weiter im Haushalt ausge-
ben. Ein Kahlschlag geprägt 
von sozialer Kälte, da mit dem 
Wegfall des Sozialtickets viele 
Menschen nicht mehr am 
ÖPNV partizipieren können. 

Das geht mit der SPD nicht! 
Daher war es auch die SPD-
Fraktion, die mit der Beantra-
gung einer Aktuellen Stunde zu 
dem Thema im Plenum Druck 
auf die Landesregierung aufge-
baut hat. Mit Erfolg! Schnell hat 
die Landesregierung zurück 
gerudert. Wir werden der so 
genannten ťNRW-Koalitionţ 
weiter auf die Finger schauen. 
Soziale Gerechtigkeit hat 
Schwarz-Gelb jedenfalls nicht 
erfunden. Dies ist weiter Mar-
kenkern der Sozialdemokratie!
Kürzungen im sozialen Bereich 
sind nicht akzeptabel. 
 
Beim Thema Kita-Gebühren in 
NRW zeigt sich auf Anfragen 
der SPD-Fraktion eine große 
Ungleichheit im Land.  
In Köln müssen Eltern Kita-
Gebühren bereits bei einem 
Einkommen von 12.271 Euro 
bezahlen. Allein der Blick nach 
Münster verdeutlicht die Unter-
schiede, wo Eltern erst ab ei-
nem Einkommen von 37.000 
Euro Kita-Gebühren bezahlen 

müssen. Hier müssen wir eine 
faire Gleichbehandlung hinbe-
kommen. Die SPD setzt sich 
natürlich darüber hinaus weiter-
hin dafür ein, dass die Kita voll-
ständig von Gebühren befreit 
ist. 
 
Jetzt neigt sich das Jahr 2017 
schon dem Ende zu! Ich nutze 
die Gelegenheit, mich noch-
mals bei allen zu bedanken, die 
mich im Wahlkampf unterstützt 
und mir bei der Wahl ihr Ver-
trauen geschenkt haben. Mei-
nem Mitarbeiter Frank Heinz 
danke ich für die gute Zusam-
menarbeit und den reibungslo-
sen Einstieg in meine Land-
tagstätigkeit. 
 
Ihnen und Euch allen wünsche 
ich eine schöne und besinnli-
che Adventszeit sowie schon 
jetzt frohe Weihnachten, einen 
guten Rutsch sowie ein gutes 
neues Jahr 2018 mit viel Ge-
sundheit, Tatkraft und Freude. 
 
Ich grüße herzlich 
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Aktuelle Stunde zu Kürzungsplänen von Schwarz/Gelb beim Sozialticket  

Landesverkehrsminister W¿st k¿ndigte in der Sitzung des Verkehrsausschusses vom 
22.11.2017 an, die landesseitige Fºrderung des Sozialtickets in Hºhe von 40 Millionen 
Euro jªhrlich bis zum Jahr 2019 auslaufen zu lassen. Das bedeutet das Ende des Sozi-
altickets in NRW, von dem derzeit mehr als 300.000  Menschen mit geringem Einkom-
men profitieren. Nach der scharfen Kritik von SPD und Sozialverbªnden (u.a. VdK 
NRW, AWO und Caritas) ruderte Ministerprªsident Laschet nun zur¿ck und k¿ndigte an, 
die K¿rzungsplªne zu ¿berdenken und das Sozialticket einer nicht nªher konkretisierten 
ĂNeuordnungñ zu unterziehen. F¿r die Menschen in NRW bedeutet diese unkonkrete 

Aussage, dass sie nicht wissen, ob und wie sie sich k¿nftig Mobilitªt leisten kºnnen. Die Landesregierung muss die-
sen inhaltlichen und kommunikativen Schlingerkurs beenden und Klarheit ¿ber die Zukunft des Sozialtickets schaf-
fen. 

 
Zu dem Thema habe ich folgende Pressemeldung heraus gegeben: 
 
Sozialticket voll umfªnglich und dauerhaft erhalten 
 
 
Bei einem Treffen der SPD-Landtagsabgeordneten Susana dos Santos Herrmann mit der SPD-Fraktion im Verkehrsverbund 
Rhein-Sieg stand das Thema Sozialticket ganz oben auf der Tagesordnung. 
 
Der inzwischen angek¿ndigte R¿ckzieher bei den K¿rzungen der Landesmittel f¿r das Sozialticket wurde von allen Teilnehmern 
begr¿Çt. Die vielen Proteste aus den Verkehrsverb¿nden sowie Wohlfahrts- und Sozialverbªnden hªtten Wirkung gezeigt, waren 
sich die Teilnehmer einig. 
 
Zugleich zeigten sich dos Santos und der Vorsitzende der SPD-Fraktion im VRS, Dierk Timm, skeptisch. Gemeinsam fordern 
sie die Landesregierung auf: ĂDas Sozialticket muss in seinem bisherigen Umfang erhalten bleiben. Die K¿rzungen nur f¿r das 
Jahr 2018 zur¿ckzunehmen reicht uns jedenfalls nicht. Daran ªndert auch die gestern, 28.11.2017, im Plenum getªtigte Aussage 
von Schwarz-Gelb nichts.ñ 
 
ĂWir haben den R¿ckzieher von Verkehrsminister Hendrik W¿st zur Kenntnis genommen.  
Doch er ªuÇert sich weiterhin nicht zur dauerhaften Sicherung des Sozialticketsñ, kritisiert Timm.  
Erst wolle die Regierung das Sozialticket abschaffen und nun falle ihr aufgrund der vehementen Kritik von allen Seiten auf, dass 
dies mºglicherweise keine gute Idee sei.   
ĂNRW vor sozialer Kªlte zu bewahren, ist weiterhin die Aufgabe der SPD.ñ, bekrªftigt dos Santos.  
ĂWir bleiben an dem Thema dran, bis klar ist, dass Mobilitªt f¿r alle Menschen bezahlbar bleibt.ñ 
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Antrag der SPD zum Thema Sozialticket 

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-1318.pdf
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Das unter Schwarz-Gelb beschlossene Kinderbildungsgesetz (KiBiz) hat viele Mªngel, etwa 
die starren Kita-Buchungszeiten. 25- und 35-Stunden-Plªtze werden von Eltern immer selte-
ner, 45-Stunden immer ºfter gebucht. Eine 45-Stunden-Betreuung ist allerdings mit hohen 
Elternbeitrªgen verbunden. Die SPD-Landtagsfraktion fordert, die starren Buchungszeiten 
aufzulºsen und flexiblere Buchungsoptionen zu ermºglichen. Durch eine auskºmmliche 
Finanzierung der fr¿hkindlichen Bildung sollen Trªger und Einrichtungen personell in die 
Lage versetzt werden, die ¥ffnungszeiten und ¥ffnungsdauer von Kitas so auszuweiten, 

dass alle Kindertageseinrichtungen mindestens 40 Stunden geºffnet sind, in der Regel aber eine Betreuungszeit von 
45 Stunden gewªhrleisten. Klar ist: Die Abfrage des tatsªchlichen Elternbedarfs muss die Grundlage f¿r Betreuungs-
zeiten und Kita-¥ffnungszeiten sowie flexible Randzeitenbetreuung sein. 
 
 
Dar¿ber hinaus sind Kita-Geb¿hren in NRW vollkommen uneinheitlich. Auch dazu habe ich gemeinsam mit den Kºl-
ner SPD-MdL eine Pressemeldung formuliert: 
 
Kºlner Landtagsabgeordnete fordern Geb¿hrenfreiheit statt Flickenteppich in NRW 
SPD befragt Landesregierung zu Kita-Beitrªgen in Kºln 
 
In der Notwendigkeit bestªrkt sehen sie sich durch die Antwort auf eine Kleine Anfrage an die Landesregierung, welche die f¿nf 
Kºlner SPD-Landtagsabgeordneten vor kurzem auf den Weg gebracht haben. Ihr Fazit: Vor allem der Wohnort entscheidet dar-
¿ber, wieviel Eltern f¿r die Bildung und Betreuung ihrer Kinder bezahlen m¿ssen. Eltern mit ªhnlicher finanzieller Leistungsfª-
higkeit werden von Kommune zu Kommune bei der Geb¿hrenerhebung unterschiedlich behandelt. 
 
Wªhrend einige Kommunen bereits ab dem ersten Euro Geb¿hren erheben, werden Eltern andernorts erst ab einem Einkommen 
von 37.000 Euro zur Kasse gebeten oder gªnzlich von Geb¿hren befreit. ĂDas ist sozial ungerecht. Nicht die Finanzkraft der 
jeweiligen Kommune darf ¿ber die Geb¿hrenhºhe bestimmenñ, sind sich die Abgeordneten einig. Was die Abgeordneten als 
unsozial bezeichnen, nennt die Landesregierung eine ĂgroÇe Bandbreite an kommunalen Variationenñ. In Kºln m¿ssen Eltern 
Kita-Geb¿hren bereits bei einem Einkommen von 12.271 Euro bezahlen. Allein der Blick nach M¿nster verdeutlicht die Unter-
schiede, wo Eltern erst ab einem Einkommen von 37.000 Euro Kita-Geb¿hren bezahlen m¿ssen 
 
Was eine Durchschnittsfamilie oder eine Alleinerziehende im Schnitt an Kita-Geb¿hren in Kºln bezahlen muss, weiÇ die Lan-
desregierung nicht. ĂWie kann Schwarz-Gelb behaupten, die Kita-Geb¿hren w¿rden in NRW sozial gerecht erhoben, wenn sie 
die Realitªt vor Ort gar nicht einschªtzen kann? Der Unterschied kann mehrere tausend Euro im Jahr ausmachenñ, sagen die 
SPD-Politiker. Hinzu komme noch eine breite Spanne bei den Kosten f¿r das Mittagessen. 
 
Erst k¿rzlich hat der Bund der Steuerzahler bei einem Vergleich der Kita-Geb¿hren eine Durchschnittsbelastung von 189 Euro 
monatlich f¿r ein Einkommen von 40.000 Euro f¿r einen 45-Stundenplatz f¿r ein Kind unter zwei Jahren errechnet. Im Jugend-
amtsbezirk Kºln m¿ssen Eltern hierf¿r 235 Euro monatlich bezahlen. 
 
Im Jugendamtsbezirk Kºln ende die Geb¿hrentabelle bei einem Jahreseinkommen von ¿ber 100.000Euro.Auch hier gibt es im 
Land enorme Unterschiede. In manchen Jugendamtsbezirken ist der Hºchstwert schon bei einem Jahreseinkommen von 61.001 
Euro erreicht, an anderen Orten erst ab einem jªhrlichen Einkommen von 156.000 Euro.  
 
Eine Gleichbehandlung aller Eltern in NRW ist nur im letzten Kita-Jahr gegeben: ĂHier hat die SPD die Beitragsbefreiung 
durchgesetzt.ñ Diesen Weg wollen die Abgeordneten weitergehen. Die SPD wird weiter f¿r die Beitragsfreiheit zunªchst in den 
Kita-Kernzeiten von 30 Stunden kªmpfen. Dar¿ber hinausgehend fordert die SPD eine landeseinheitliche und sozial gerechte 
Elternbeitragstabelle: ĂDer bestehende Flickenteppich und auch die Ungleichbehandlung der Eltern in Kºln gegen¿ber anderen 
Eltern im Land muss verschwinden!ñ 
 
In Kºln ist besonders ªrgerlich, dass wir hier eigentlich schon einen Schritt weiter waren und seit 2012 die Eltern sogar 18 Mo-
nate vor dem Schuleintritt von den Beitrªgen entlastet hatten. Dies hat ein B¿ndnis um CDU und Gr¿nen im letzten Jahr und 
erheblichem Protest der SPD-Fraktion auf 12 Monate reduziert und so den Kºlner Eltern in puncto Familienfreundlichkeit einen 
erheblichen R¿ckschritt beschert. Den vom Kºlner Jamaika-B¿ndnis daraufhin beschlossenen Haushalt hatte die SPD daher auch 
abgelehnt. 

 
 
 

 
Meine erste Rede durfte ich am 30.11.2017 im Plenum halten. Es ging um einen Antrag der Gr¿nen zur Geschlech-
tergerechtigkeit. Die wichtigsten Passagen meiner Rede kºnnen hier angesehen werden: 
 
 
http://www.susana-dossantos.koeln/wp-content/uploads/2017/12/Rede-Susana-GenderHz.mp4 
 

Kita -Öffnungszeiten, Gebühren und Randzeiten: Am Bedarf der Eltern orientieren!  

Antrag der SPD zum Thema fr¿hkindl. Bildung 

Meine erste Rede im Plenum des Landtag  

http://www.susana-dossantos.koeln/wp-content/uploads/2017/12/Rede-Susana-GenderHz.mp4
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-1288.pdf


 

 

Kita -Öffnungszeiten, Gebühren und Randzeiten: Am Bedarf der Eltern orientieren!  

Seit ¿ber 20 Jahren gehºren die Integrationsrªte zu den kommunalen Pflichtgre-
mien in Nordrhein-Westfalen. Sie bieten B¿rgerinnen und B¿rgern mit nicht-
deutscher Staatsb¿rgerschaft und Staatenlosen die Mºglichkeit, auf kommunaler 
Ebene politische Vertreterinnen und Vertreter f¿r ihre Interessen direkt zu wªh-
len. Die Integrationsrªte sind Teil einer gewachsenen Struktur zur Fºrderung von 
Teilhabe und Integration, die NRW bei dieser Aufgabe eine deutschlandweite 
Vorreiterrolle zukommen lªsst. CDU und FDP haben nun die Verpflichtung zur 
Einrichtung von Integrationsrªten in den Kommunen in Frage gestellt. Dem treten 
wir entschieden entgegen: Wir fordern den Erhalt der Integrationsrªte in ihrer jet-
zigen Organisationsform und dar¿ber hinaus ihre Stªrkung durch bessere Beteili-

gungsformate. 
 
 
 

 

Der von CDU und FDP eingebrachte Haushaltsentwurf 2018 sieht massive K¿r-
zungen beim von der SPD-gef¿hrten Vorgªngerregierung eingef¿hrten sozialen 
Arbeitsmarkt vor. CDU und FDP haben nun einen Antrag zum Thema Langzeitar-
beitslosigkeit vorgelegt, in dem dieser entsprechend unerwªhnt bleibt. Der soziale 
Arbeitsmarkt soll schwer vermittelbaren Arbeitslosen den Einstieg in den Arbeits-
markt erleichtern; er finanziert Arbeit statt Arbeitslosigkeit. CDU und FDP wollen 
Langzeitarbeitslose vorrangig in den ersten Arbeitsmarkt vermitteln und verken-
nen dabei, dass nicht alle langzeitarbeitslosen Menschen ï  z.B. durch Vermitt-
lungshemmnisse wie Krankheit oder Sucht ï  jemals eine echte Chance auf dem 

ersten Arbeitsmarkt haben werden. Um auch diesen Menschen eine Perspektive zu erºffnen, brauchen wir einen 
staatlich gefºrderten sozialen Arbeitsmarkt. 

Besuch hatte ich erst von Sch¿lerinnen und Sch¿lern 
der Realschule aus Kºln-Deutz.  
Diese hatten im Unterricht die Frage erºrtert, ob ein 
Wahlrecht ab Geburt eingef¿hrt werden soll. Dieses 
Thema konnten die Sch¿lerinnen und Sch¿ler als fikti-
ven Gesetzentwurf im Plenarsaal des Landtag dann 
vorstellen und behandeln. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
Aber auch B¿rgerinnen und B¿rger aus dem Wahlkreis 
hatte ich zu Besuch. Hier konnte eine Plenardebatte 
live von der Zuschauertrib¿ne aus verfolgt werden. 
 
In beiden Fªllen hatte ich noch Gelegenheit mit den 
Besuchergruppen des Landtag ausf¿hrlich zu diskutie-
ren und Fragen zu beantworten. 
 
Die nªchste Fahrt am 13.12.2017 ist bereits ebenfalls 
ausgebucht, aber f¿r die Fahrt am 26.04.2018 sind 
noch Plªtze frei. 
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Schwarz/Gelb lässt Langzeitarbeitslose im Stich!  

Besuch im Landtag  

Antrag der SPD zum Thema Integrationsrªte 


